
 

 

 

Unsere Forderung: Bundeshaushalt für 2024 vorlegen 

… und so die Haushaltskrise abwenden! 
 
 

Liebe Leserin, lieber Leser, 

Am Montag verstrich eine Frist, innerhalb 

der die Ressorts ihre Einzelpläne für die Auf-

stellung des Bundeshaushalts 2024 beim 

Bundesfinanzministerium vorlegen sollten. 

Annähernd 20 Milliarden Euro beträgt das 

zu deckende Defizit im Bundeshaushalt, 

wenn die im 

Grundgesetz ver-

ankerte Schulden-

bremse eingehal-

ten werden soll. 

Darüber hinaus 

gibt es finanzin-

tensive Wünsche 

an Mehrbedarf aus 

den Reihen der 

Bundesregierung. 

Bundeskanzler Scholz und Bundesfinanzmi-

nister Lindner haben es bis dato nicht ge-

schafft, die Realitäten des Haushalts mit den 

Wünschen der Ampel-Koalitionäre unter ei-

nen Hut zu bringen.  

 

Das Unvermögen von Bundeskanzler 

Scholz und Bundesfinanzminister Lindner 

zur Aufstellung eines Bundeshaushalts zeigt 

die innere Zerrissenheit der Koalition. An-

statt utopischen Wünschen für immer mehr 

Ausgaben braucht es jetzt eine aufrichtige 

Ausgabenkritik. Der Bundeshaushalt muss 

Anreize für Wachstum setzen und darf die 

Deindustrialisierung Deutschlands nicht 

weiter befeuern. 

 

Wir fordern von 

der Ampel, noch 

vor der parlamen-

tarischen Som-

merpause einen 

Regierungsent-

wurf für den Bun-

deshaushalt 2024 

vorzulegen. Dabei 

sind jegliche Ver-

suche, die Schul-

denbremse zu um-

gehen, zu unterlassen. Stattdessen braucht 

es eine echte Prioritätensetzung, eine ernst-

haft verfolgte Stelleneinsparung in den Mi-

nisterien und den Verzicht auf Steuererhö-

hungen. 

Wir werben auch für ein Bekenntnis zum 

Zwei-Prozent-Ziel der NATO. Zusätzlich 

sind Maßnahmen geboten, die zur Überwin-

dung des Wirtschaftsabschwungs, zu lang-

fristiger Preisstabilität sowie zu mehr Wett-

bewerbsfähigkeit und Wachstum führen. 
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Aktuelle Stunde 

Den zunehmenden Medikamenten-

mangel beseitigen – Ursachen bekämp-

fen, Gefahren abwenden und kurzfris-

tige Abhilfe schaffen 

Die Hilferufe von Ärzten, Apothekern, Pa-

tienten und Eltern über fehlende Medika-

mente werden immer lauter. Es fehlt an Fie-

bersäften, Antibiotika, Insulin und Krebsme-

dikamenten. Die Lieferengpässe verschär-

fen sich weiter, die Versorgungslage ver-

schlechtert sich. Dies ist auch einer der 

Gründe für den bundesweiten Apotheken-

streik.  

Bereits seit Mitte des vergangenen Jahres 

warnen wir vor Versorgungsengpässen und 

dem unhaltbaren Missstand fehlender Me-

dikamente. Das ist für alle Betroffenen ein 

unhaltbarer Zustand. Auch ich habe mich 

bereits mehrfach mit Apothekern aus mei-

nem Wahlkreis ausgetauscht. Doch statt 

Sofortmaßnahmen zu ergreifen, beschränkt 

sich die Ampel auf die Ankündigung von 

Maßnahmen, die den Mangel bestenfalls 

erst langfristig beheben. Das wird der 

schwer erträglichen Lage nicht gerecht. 

In einem umfangreichen Antrag haben wir 

konkrete Lösungsvorschläge unterbreitet: 

Wir haben die Bundesregierung unter ande-

rem aufgefordert, unverzüglich einen Be-

schaffungsgipfel einzuberufen, alternative 

Beschaffungsmöglichkeiten zu eröffnen, 

sich für eine effektivere Beschaffung von 

Arzneimitteln auf europäischer Ebene – 

auch mit dem Ziel einer Rückverlagerung 

der Produktion – einzusetzen. 

Passiert ist seitdem nichts Wesentliches – 

außer vielen Ankündigungen von Bundesge-

sundheitsminister Lauterbach. Das muss 

sich ändern. In der Debatte zur Aktuellen 

Stunde haben wir die Bundesregierung auf-

gefordert, endlich zu handeln und die Ursa-

chen des zunehmenden Medikamenten-

mangels wirksam zu bekämpfen. 

Die Bundesregierung muss jetzt alle Kräfte 

bündeln und die Medikamentenbeschaffung 

verbessern. Zusätzlich braucht es ein natio-

nales Frühwarnsystem, um auf künftige Lie-

ferengpässe bei versorgungsrelevanten Arz-

neimitteln rechtzeitig reagieren zu können. 

Hier können Sie die „Aktuelle Stunde“ 

nachschauen: KLICK 

 

 

Bei der Reform des Gemeinsamen 

Europäischen Asylsystems die richti-

gen Akzente setzen 

Der Rat der EU-Innenminister erzielte am 

vergangenen Donnerstag eine Einigung zur 

Reform des Gemeinsamen Europäischen 

Asylsystems (GEAS). Nun kann der Trilog 

mit dem Europäischen Parlament und der 

Kommission zum Abschluss der Gesetzge-

bung beginnen. Diese Verhandlungen wer-

den frühestens Anfang 2024 beendet sein; 

das Gesetzespaket würde erst anschließend 

in Kraft treten. 

 

 

 

Die Beschlüsse der EU-Innenminister zur 

Reform des Europäischen Asylsystems sind 

ein erster Schritt in die richtige Richtung. 

Die Ergebnisse reichen aber nicht aus, um 

die Asylmigration in die EU auf Dauer wirk-

sam zu ordnen und zu begrenzen und für 

eine angemessene Lastenverteilung in Eu-

ropa zu sorgen. 

 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw24-de-aktuelle-stunde-medikamentenmangel-952816
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw24-de-aktuelle-stunde-medikamentenmangel-952816
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw24-de-asylsysteme-951866
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw24-de-asylsysteme-951866
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Das verpflichtende Grenzverfahren an der 

EU-Außengrenze entspricht einer langjähri-

gen Forderung der CDU/CSU-Bundestags-

fraktion. Bundesinnenministerin Faeser hat 

sich mit ihrem Ziel, den Kreis der vom 

Grenzverfahren betroffenen Personen deut-

lich zu verkleinern, nicht durchsetzen kön-

nen. Sie war damit in Europa weitgehend 

isoliert.  

Auch weitere Aspekte der Einigung sehen 

wir kritisch: Wenn etwa bei der Verteilung 

von Asylbewerbern weitreichende Familien-

beziehungen eine Rolle spielen sollen, wird 

gerade Deutschland durch die vielen mögli-

chen Anknüpfungs-Personen, die schon im 

Land sind, zusätzlich belastet. 

Allen muss klar sein: Die Reform wird frü-

hestens im Laufe des nächsten Jahres in 

Kraft treten. Von einem Erfolg wird man erst 

sprechen können, wenn die irreguläre Mig-

ration in die EU und nach Deutschland tat-

sächlich und spürbar sinkt. Unsere Kommu-

nen, die jetzt schon jenseits der Belastungs-

grenze sind, brauchen schnell Entlastung. 

Die Bundesregierung darf sich deshalb nicht 

hinter anstehenden Verhandlungen auf eu-

ropäischer Ebene verstecken. Die Zahl neu 

ankommender Migranten muss jetzt runter 

gehen. Hier steht die Bundesregierung in 

der Pflicht. 

 

 

Im Gebäudesektor ist eine deutliche Stei-

gerung der energetischen Sanierungen not-

wendig. Nur so können wir die Klimaziele er-

reichen. Mit unserem Antrag 

Mit steuerlichen Maßnahmen Wärme-

wende beschleunigen, 

den wir in dieser Woche abschließend be-

raten haben, zeigen wir die zahlreichen Hür-

den im Steuerrecht auf, die der Erreichung 

dieses Ziels entgegenstehen. 

 

Das – sowie zahlreiche weitere Punkte – 

wollen wir ändern, indem wir insbesondere 

folgende Maßnahmen fordern: Vermieter 

neu zu bauender Gebäude sollen eine Son-

derabschreibung geltend machen können. 

 

 

 

Für Vermieter bestehender Gebäude wol-

len wir die anschaffungsnahen Herstel-

lungskosten reformieren. Selbstnutzern neu 

zu bauender Gebäude wollen wir einen Son-

derausgabenabzug ermöglichen, für Selbst-

nutzer bestehender Gebäude die energeti-

sche Sanierung überarbeiten. Wohnungsei-

gentümergemeinschaften sollen unter die 

Stromeigenversorgung des EEG gefasst wer-

den und für alle Steuerpflichtigen brauchen 

wir steuerliche Erleichterungen bei Photo-

voltaik-Anlagen. 

Ampel      : : abgelehnt 

 

 

 

Deutschland braucht eine Nationale 

Sicherheitsstrategie 

Nach langer Verzögerung und fast unend-

lichem internen Streit hat die Bundesregie-

rung am Mittwoch die erste Nationale 

Sicherheitsstrategie für Deutschland im Ka-

binett beschlossen. Anschließend haben wir 

im Deutschen Bundestag darüber debattiert 

und unseren darauf bezogenen Antrag ab-

schließend beraten. 

 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw24-de--950392
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw24-de-nationale-sicherheitsstrategie-950390
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Zwar begrüßen wir grundsätzlich die Ver-

abschiedung der Nationalen Sicherheits-

strategie. Schwächen zeigten sich jedoch im 

Erstellungsprozess, bei der Einbindung von 

Bundestag und Bundesländern, sowie bei 

den wenig ambitionierten institutionellen 

Anpassungen. Wie es besser ginge, haben 

wir in unserem Antrag dargelegt: Mutiger, 

inklusiver, durchdachter, strategischer. 

 

70. Jahrestag DDR-Volksaufstand am 

17. Juni 1953 – Gedenken an Opfer von 

Widerstand und Opposition – Würdi-

gung von Freiheitsbewegungen 

Mit unserem Antrag würdigen wir den 

DDR-Volksaufstand am 17. Juni 1953 nicht 

nur als historisches Ereignis in der DDR, son-

dern ebenso in der Geschichte Deutsch-

lands und Europas. Am 17. Juni wurde die 

Hoffnung auf Freiheit in einem vereinten 

Deutschland durch sowjetisches Militär ge-

waltsam niedergeschlagen. Zugleich bildet 

dieser Tag den Auftakt zu einem wachsen-

den Widerstand gegen die kommunisti-

schen Diktaturen in Mittel- und Osteuropa. 

Der Widerstand am 17. Juni steht auch für 

den Widerstand während der 40-jährigen 

SED-Diktatur und ihre vielen Opfer. Diese 

Freiheitsbewegung verdient einen dauer-

haften Platz in der gesamtdeutschen und 

europäischen Erinnerungskultur. 

 

Mit unserem Antrag fordern wir die Bun-

desregierung deshalb auf, öffentlich die Wi-

derstands- und Oppositionsbewegung in 

der DDR zu würdigen und ihrer Opfer zu ge-

denken. 

Die Umsetzung des Mahnmals für die Op-

fer von Kommunismus und des „Forums für 

Opposition und Widerstand 1949-1990“ 

muss endlich vorangetrieben werden. Den 

im Koalitionsvertrag zugesagten bundes-

weiten Härtefallfonds für SED-Opfer muss 

die Bundesregierung endlich einrichten und 

die Aufarbeitung der kommunistischen Dik-

tatur in der DDR, Mittel- und Osteuropa 

stärken. 

 

Video der Woche 

Morgen jährt 

sich zum 70. Mal 

der 17. Juni 1953. 

In meinem „Vi-

deo der Woche“ 

gehe ich auf die 

damaligen Arbei-

terproteste ein. 

Ebenso wichtig 

ist es mir aber, 

den Wert der 

Freiheit auch in 

der heutigen Zeit 

zu verdeutlichen: 

KLICK 

 

Zitat der Woche 

«Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Seit Monaten das gleiche Spiel bei 

diesem Heizungsgesetz, der Novelle zum 

GEG: Streit, Koalitionspapier, gleich am 

nächsten Tag wieder Streit, neues Papier, 

wieder Streit. Die Ampel und das GEG sind 

längst ein Running Gag, nur kein lustiger.» 

Der Kollege Jens Spahn MdB am Donnerstagmorgen 

zur 1. Lesung des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) 

 

 

 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw24-de-17-juni-1953-950394
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2023/kw24-de-17-juni-1953-950394
https://www.facebook.com/dringegraessle/videos/6275085149239791
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Bilder der Woche 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Walterich-Schule, Murrhardt 

 

 

Sascha Wirsching, Wirtschaftsjunior 

„Know-How-Transfer“ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Scheffold-Gymnasium, Schwäbisch Gmünd 


